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Globalisierung = Frieden? 
Eine verkürzte Gleichung 
von Gerald Schneider 

Globalisierung reduziere die innere und äußere Aggressivität von National­
staaten, heißt es oft. Obwohl wirtschaftlich integrierte Staaten tatsächlich 
weniger Kriege führen als Autarkien, ist die außenwirtschaftliche Öffnung 
zuweilen mit einem erhöhten Konfliktrisiko verknüpft. Femel' kann eine 
Allianz zwischen dem Exportsektor und dem "militärisch-industriellen Kom­
plex" eine Regierung dazu verleiten, ihr Land in die Weltwirtschaft zu inte­
grieren und gleichzeitig außenpolitisch aggressiv auftreten zu lassen. Daher 
ist die These, wonach Freihandel Frieden schafft, deutlich zu qualifizieren. 

"Wenn nicht Güter die Grenzen über­
queren, werden es Soldaten tun", 
meinte im 19. Jahrhundert Frederic 
Bastiat, ein französischer Journalist 
und früher Anwalt der Globalisierung. 
Er drückte damit die liberale Hoffnung 
aus, die weltwirtschaftliche Integration 
werde Staaten nach innen wie nach 
außen befrieden. Diese Auffassung, 
von Joseph Nye als "freihändlerischer 
Liberalismus" bezeichnet, hat eine 
lange Tradition; sie lässt sich in Pam­
phleten Montesquieus, Kants und an­
derer Aufklärer finden. Die Wurzeln 
der Gleichung "Frieden durch Freihan­
del" reichen bis in die Philosophie der 
Antike und des Mittelalters zurück. 

Vor einigen Jahren hat Thomas Fried­
man den Globalisierungsoptimismus 
mit der Formel, dass zwei Staaten, in 
denen es McDonald's-Filialen gäbe, kei­
nen Krieg gegeneinander führten, wie­
der aufleben lassen.1 Der Kosovo-Krieg, 
in dem eine amerikanisch geführte Alli­
anz gegen das Regime Slobodan 
Milosevics kämpfte, widerlegte diese 
",Golden Arches'-Theorie der Konflikt­
prävention", wie Friedman seinen An­
satz nennt. Als die Bomben auf Belgrad 
niederfielen, wies die Hauptstadt Rest­
jugoslawiens sieben Ableger der Ham­
burgerkette auf. Eine ähnliche Fehlprog­
nose gab vor über 90 Jahren der spätere 
Nobelpreish'äger Norman AngeH ab, der 

just während der letzten Blüte der Glo­
balisierung, der Zeit unmittelbar vor 
dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs, 
bewaffnete zwischenstaatliche Ausein­
andersetzungen als "große lllusion" be­
zeichnete. 

Trotz dieser wiederholten Vorher­
sagedesaster überrascht es wenig, dass 
Politiker zur Rechtfertigung ihrer 
Taten oft gebetsmühlenartig die For­
mel "Frieden durch Freihandel" be­
mühen. So meinte etwa Margaret 
Thatcher einmal, der europäische In­
tegrationsprozess habe dem alten Kon­
tinent wenigstens eine konfliktfreie 
Zeit beschert. Damit spielte sie auf den 
Geburtsmythos der EU an. So haben 
maßgebliche Begründer der Organisa­
tion wie Robert Schuman und Jean 
Monnet immer wieder auf die Sicher­
heitsfunktion der EU-Vorläuferorgani­
sationen hingewiesen, um Unterstüt­
zung für die supranationale Zusam­
menarbeit zu erhalten. In den letzten 
Jahren hat das Argument, wirtschaftli­
che Zusammenarbeit befriede Staaten 
im Inneren wie im Äußeren, selbst 
eine Globalisierung erfahren. Präsi­
dent Bill Clinton und Kanzler Gerhard 
Schröder haben etwa in Hinblick auf 
die Beziehungen des Westens zu China 
bekundet, dass wachsende Investitio­
nen und ein expandierender Außen­
handel das asiatische Riesenreich lang-

I Thomas 1. Friedman: Big Mac I, Ncw Yorh Tirncs, 8. 12. 1996, ders.: The LexlI.5 a.nd the Olive Trec, 
New York 2000. 
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fristig dermaßen zähmen würden, dass 
Menschenrechtsverletzungen höchs­
tens ein kurzfristiges Übel blieben. 

Die theoretische Grundlage für die 
freihändlerische Hoffnung ist simpel: 
Wer in die Weltwirtschaft integriert sei, 
sähe sich im Vergleich zu einem autar­
ken Regime höheren Opportunitäts­
kosten für den Waffengebrauch gegen­
über. Je mehr ein Krieg den wirtschaft­
lichen Austausch beeinträchtigt, desto 
höher fallen nach diesem Standardar­
gument die Kosten aus. Wirtschaftliche 
Verflechtung ist in dieser Perspektive 
ein Mittel, mit dem sich Regierungen 
von ihrer eigenen potenziellen Aggres­
sivität abschrecken lassen. 

Dieses klassische Argument ist an 
sich plausibel; es findet auch in der 
Empirie breite Unterstützung. Für das 
zwischenstaatliche Konfliktpotenzial 
haben vor allem John Oneal und Bruce 
Russett die entscheidenden verglei­
chenden Analysen geliefert;2 die Un­
tersuchungen zu dem Zusammenspiel 
von Offenheit und dem Risiko von Bür­
gerkriegen stehen noch weitgehend am 
Anfang. Die ersten Studien, wie sie 
aber etwa Havard Hegre, Nils Petter 
Gleditsch und Ranveig Gissinger3 oder 
der Autor in Zusammenarbeit mit Mar­
git Bussmann vorgelegt haben,4 schei­
nen die liberalistische Hoffnung zu be­
stärken. Staaten, die sich dem weltwirt­
schaftlichen Wettbewerb stellen, wer­
den seltener Opfer von Bürgerkriegen 
als autarke Staaten. Diese Studien zei­
gen aber auch, dass die freihändlerische 
These sowohl für zwischen- als auch 
binnenstaatliche Beziehungen nicht ge­
nerell gilt. So gibt es durchaus Situatio-

nen, in denen mehr Globalisierung 
auch mehr Konflikt bedeutet. Dies lässt 
sich, wie zu zeigen ist, auch empirisch 
belegen. Zudem ist die Gleichung Glo­
balisierung = Frieden bedenklich nahe 
an der Verkürzung auf eine Propa­
gandaformel. Im Gegensatz zum "De­
mokratischen Frieden", der These, dass 
demokratische Staaten keinen Krieg 
gegeneinander führen, ist für die Paral­
lelvermutung des "Freihändlerischen 
Friedens" mit Ausnahmen zu rechnen. 

Die Rolle des Militärs 
Eine überzeugende theoretische Fun­
dierung des Freihändlerischen Friedens 
muss das Opportunitätskostenargu­
ment verbessern, das der liberalen The­
orie traditionellerweise zugrunde liegt. 
Der klassische Ansatz des "Freihändle­
rischen Liberalismus" verneint schlicht, 
dass Regierungen oder andere zentrale 
Akteure auch in Zeiten der wachsen­
den Globalisierung eine Neigung zur 
bewaffneten Konfliktaustragung entwi­
ckeln können. Damit gibt es in dieser 
Theorie keine Begründung für die 
Kriegsführung; sie ist im Sinne Angells 
eine letztlich irrationale "lllusion" fehl­
geleiteter oder verblendeter Politiker. 
Diese Zurückweisung möglicher- Aus­
nahmen vom Freihändlerischen Frie­
den ist in der Annahme begründet, 
dass die Kosten des Konflikts im Gleich­
schritt mit der Ausdehnung der Wirt­
schaftskontakte wüchsen. Damit wird 
aber mittels einer Annahme und nicht 
eines sauberen Modells die Möglichkeit 
negiert, dass ein Fortschreiten der glo­
balen ökonomischen Integration unter 
Umständen mit einem erhöhten Kon-

2 lohn R. Oneal und Bruce M. Russett: Assessing the Liberal Peace with Alternative Specificati­
ons: Trade Still Reduces Conflict,Journal of Peace Research 4/1999, S. 423-442; dies.: Triangu.la ­
ting Peace. DemocracJj, Interdcpendence, anti International Otganizations, New York 2001. 
3 Hävard Hegre, Ranveig Gissinger und Nils Petter Gleditsch: Globalization and Internal Conflict, 
in: Gerald Schneider, Katherine Barbieri und Nils Petter Gleditsch (Hrsg.): Globalizaüon and 
Armed Conflict, Lanham 2003, S. 251-276. 
4 Gerald Schneider und Margit Bussmann: Globalisierung und innenpolitische Stabilität: Der 
Einfluss außenwirtschaftlicher Öffnung a.nf das innenpolitische Konfliktpotentia.l, Forschung DSF, 
Heft 2, Osnabrück 2005. 
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flikttisiko verknüpft ist. Die postulierte 
lineare negative Beziehung zwischen 
außenwirtschaftlicher Öffnung und 
dem Konfliktrisiko gilt jedoch höchs­
tens, wenn wir ausschließlich die Wir­
kungen von Konflikten auf die gesamte 
Volkswirtschaft im Auge haben. Sobald 
wir aber akzeptieren, dass die Globali­
sierung zumindest mittelfristig Gewin­
ner und Verlierer erzeugt, müssen wir 
mit Abstrichen an der friedenspoliti­
schen Wirksamkeit der weltwirtschaft­
lichen Verflechtung rechnen. 

Dass die außenwirtschaftliche Öff­
nung distributiv wirkt, ist jedem be­
wusst, der die Abwehrreflexe wahr­
nimmt, mit denen wenig konkurrenz­
fähige Sektoren und Arbeitskräfte auf 
die Herausforderung der Globalisie­
rung reagieren - gerade in Deutsch­
land. Um die Umverteilungseffekte 
der Liberalisierung abschätzen zu 
können, bestehen mit zwei zentralen 
Erweiterungen der neoklassischen 
Außenwirtschaftstheorie, dem Ricar­
do-Viner- und dem Heckscher-Ohlin­
Modell, seit Jahrzehnten solide Ana­
lysefundamente. Diese modernen 
Grundlagen der Außenhandelstheorie 
erlauben eine Abschätzung, welcher 
Faktor (Heckscher-Ohlin) oder wel­
cher Sektor (Ricardo-Viner) von Re­
formen in der Außenwirtschaftspoli­
tik eines Landes profitiert. 

Mit dem Freiburger Ökonomen 
Günther G. Schulze habe ich in einer 
Erweiterung des so genannten sektor­
spezifischen Modells (des Ansatzes 
nach Ricardo-Viner) modelliert,S wie 
sich eine opportunistische Regierung 
verhält, die, salopp gesagt, Diener 
dreier Herren ist - des Exportsektors, 
der importkonkurrierenden Wirt­
schaftszweige sowie des Militärs, das 
nach unseren Annahmen durch Steu­
ern finanziert wird und deshalb an 
einem Gedeihen der Wirtschaft Inter-

esse hat. In diesem Modell will sich 
die Regierung über die Manipulation 
zweier politischer Instrumente, des 
Außenhandels und der Konfliktivität 
im Umgang mit anderen Staaten, die 
Unterstützung der relevanten gesell­
schaftlichen Kreise und damit das ei­
gene Überleben sichern. Werden nach 
dieser Logik Schutzmauern nach 
außen aufgezogen, fühlen sich sowohl 
die Exporteure als auch das Militär 
verprellt. Da Protektionismus die 
Steuerbasis einer Volkswirtschaft 
schmälert, entzieht der Staat nicht 
nur der Exportwirtschaft Einkom­
men. Er lässt auch jene Kreise bluten, 
deren Einkommen hauptsächlich aus 
Steuergeldern finanziert wird. Zu die­
sen letztlich parasitären Sektoren ge­
hört aus der Sicht des Drei-Sektoren­
Modells von Schulze und mir beson­
ders auch der "militärisch-industrielle 
Komplex", um das Schlagwort Eisen­
howers zu bemühen. 

Umgekehrt erfreut eine außenwirt­
schaftliche Öffnung den Exportsektor 
wie auch das Militär, das bei einem 
Einsetzen der Globalisierung auf we­
niger fiskalische Zurückhaltung hof­
fen darf. Mit anderen Worten: Wenn 
eine Regierung für ihr eigenes Überle­
ben auf das Militär angewiesen ist, 
kann sie sich ihre Beliebtheit in die­
sem unproduktiven Sektor durch eine 
aggressivere Außenpolitik sichern. Für 
den "militärisch-industriellen Kom­
plex" wiederum garantieren auch nur 
außenpolitische Spannungen die Exis­
tenz. Ohne sicherheitspolitische Pro­
bleme wären die anderen gesellschaft­
lichen Kräfte kaum bereit, das Militär 
aus Steuergeldern zu alimentieren. 

Da eine Regierung nach dem Drei­
Sektoren-Moden sowohl die Außen­
wirtschafts- als auch die Sicherheits­
politik selber bestimmt, kann sie sich 
durch eine Mischung aus Globalisie-

5 Gerald Schneider und Günther G. Schulze: The Domestic Roots of Commercial Liberalism: A 
Sector-Specific Approach, in: Gerald Schneider u.a. (Anm. 3), S. 103-122. 



rung und außenpolitischer Aggressivi­
tät das politische Überleben sichern. 
Damit ist die extreme Version der opti­
mistischen These widerlegt, wonach 
in jeder Situation ein Anwachsen der 
ökonomischen Interdependenz das 
zwischenstaatliche Konfliktrisiko ver­
ringert. "Frieden durch Freihandel" 
ist deshalb nur in jenen Staaten garan­
tiert, in denen der Einfluss des "militä­
risch-industriellen Komplexes" auf die 
Regierungsgeschäfte begrenzt ist. 

Aggressivität trotz Öffnung 
Eine Verbindung von außenpolitischer 
Aggressivität und außenwirtschaftli­
cher Öffnung ist keine formalt-heoreti­
sehe Fantasterei, wie die chilenische 
Militärdiktatur unter Pinochet und das 
heutige China belegen. In beiden Län­
dern haben eine implizite Koalition der 
Exporteure und des Militärs maßgeb­
lich die Ausgestaltung der Außen- und 
Handelspolitik bestimmt. Natürlich 
sind den kriegerischen Abenteuern 
einer Regierung, die den Avancen die­
ser Allianz nachgibt, Grenzen gesetzt. 
Bei allzu blutigen Konflikten kündigen 
nämlich die Exporteure ihre Unterstüt­
zung des Militärs auf, da die Kosten des 
Krieges die Gewinne übersteigen, die 
durch weltwirtschaftliche Integration 
entstehen. Dies bedeutet, dass Freihan­
del seine abschreckende Wirkung erst 
ab einem bestimmten Eskalationsni­
veau entfaltet. Und natürlich gilt die 
Globalisierungsthese, wonach ökono­
mische Interdependenz ohne weitere 
Konditionen Staaten befriedet, für Län­
der, in denen das Militär eine vernach­
lässigbare Rolle spielt. Das liegt daran, 
dass ein Anwachsen der äußeren Ag­
gression sowohl den Importeuren als 
auch den Exporteuren schadet und 
somit keine gesellschaftliche Kraft nach 
außenpolitischen Abenteuern fragt. 

Die Korrektur des freihändlerischen 
Friedens, die Schulze und ich modell­
theoretisch vorgenommen haben, be­
deutet kein Wiederaufleben der De­
pendenzansätze, welche die Entwick­
lungsdiskussion der siebziger und 
achtziger Jahre bestimmten. Damals 
fand etwa die These Anklang, dass 
Entwicklungsländer aufgrund der "Pe­
netration" durch Direktinvestitionen 
eine Destabilisierung erführen. Daraus 
abgeleitet entstand die Erwartung, dass 
die Regierungen dieser Staaten durch 
außenpolitische Aggressivität von den 
dadurch hervorgerufenen ökonomi­
schen und politischen Problemen ab­
zulenken versuchen. Das Problem die­
ser Ablenkungsthese liegt zum einen 
in der wackligen empirischen Basis, 
auf der sie beruht; wie der Bonner So­
zialwissenschaftler Erich Weede ge­
zeigt hat.6 Hinzu kommt das theoreti­
sche Problem, dass Investitionen die 
Kapitalbasis eines Landes vergrößern 
und so längerfristig entscheidend zum 
Wirtschaftswachstum beitragen. 

Die Offenheit eines Landes kann 
höchstens mittelfristig zur Destabili­
sierungbeitragen. Daraufhat der Wirt­
schaftsnobelpreisträger Joseph Stiglitz 
hingewiesen.7 Seine begründete Kritik 
am kurzfristigen Zeithorizont von Fi­
nanzinvestoren verband er aber mit 
einer derart pauschalen Kritik am In­
ternationalen Währungsfonds (IWF) , 
dass die Skepsis auch dort wenig über­
zeugte, wo sie eine seriöse theoretische 
und empirische Basis hatte. Stiglitz 
kritisierte an der Globalisierung und 
besonders an ihrem Vollzug in der 
Form des "Konsens von Washington", 
dass die außenwirtschaftliche Öffnung 
so uniform angewandt werde, dass sie 
die Wirtschaftsstruktur der betroffe­
nen Länder kaum berücksichtige und 
so zu vermeidbaren Fehlern führe. So 

6 Erich Weecle: Economic Policy ancl International Security: Rent-Seeking, Free Tracle a m! Demo­
cratic Peace, Europeanjoltrn.al of Tntern.at.ional Relations 4/ 1995, S. 519- 537. 
7 ]oseph Stiglitz: Globalization and its Discontents, New York 2002. 
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würden gerade die schlecht qualifizier­
ten Arbeitskräfte unter einem Abbau 
der Kapitalverkehrskontrollen und den 
Risiken leiden, welche die wirtschaftli­
che Integration fragiler Ökonomien 
mit sich bringe. 

Nach Stiglitz ist für den Einfluss der 
Globalisierung auf die innenpolitische 
Stabilität im Zeitverlauf ein umge­
kehrt U-förmiger Zusammenhang zu 
vermuten. So steigt das Konfliktrisiko 
mit dem Beginn der Diskussionen um 
die außenwirtschaftliche Öffnung an, 
weil der importkonkurrierende Sektor 
und andere protektionistische Kreise 
den Verlust von Privilegien fürchten. 
Wenn die außenwirtschaftliehe Öff­
nung einmal in Gang gesetzt wird, ist 
entsprechend zunächst mit einem ne­
gativen Saldo zu rechnen: Die Verluste 
der Verlierer übersteigen die gesamt­
wirtschaftlichen Gewinne. Erst mit 
der Zeit werden die Früchte der Öff­
nung greifbar, von denen dann auch 
jene profitieren können, die zuvor in 
den geschützten Branchen berufstätig 
waren. Da in der Politik frei nach Pre­
mierminister Wilson "sieben Tage 
eine lange Zeit sind", ist also kurzfris­
tig mit negativen Reaktionen gegenü­
ber der Liberalisierung zu rechnen. 
Insofern sind also die Effekte der au­
ßenwirtschaftlichen Öffnung auf die 
innere Friedfertigkeit von National­
staaten ambivalent: Während die Inte­
gration in die Weltwirtschaft die Wohl­
fahrt eines Staates langfristig insge­
samt vergrößert und somit Umvertei­
lungskonflikte lindert, ist der Weg 
dorthin zunächst mit wachsender In­
stabilität verknüpft. Der Widerstand 
gegen die Liberalisierung kommt dabei 
natürlich von den Verlierern der Um­
strukturierung - Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber in den importkonkurrie-

renden Sektoren sowie Niedrigqualifi­
zierte in den entwickelten Ländern, 
während besonders in den Entwick­
lungsländern die Landwirtschaft der 
große Gewinner einer Liberalisierung 
sein sollte. 

Verschiedene empirische Studien, 
die ich mit Margit Bussmann und an­
deren Koautoren unternommen habe, 
haben nun gezeigt, dass das Gewaltpo­
tenzial der Umstrukturierung nicht 
zu unterschätzen ist.B So hat beson­
ders in Afrika das Risiko von Bürger­
kriegen in jenen Ländern kurzfristig 
zugenommen, die sich zur außenwirt­
schaftlichen Öffnung entschlossen. In 
Ländern, in denen sich die Verlierer 
der Globalisierung auch friedlich arti­
kulieren können, ist hingegen eine 
erhöhte Streikhäufigkeit für die Phase 
der außenwirtschaftlichen Öffnung 
zu verzeichnen. In Argentinien ist es 
etwa aufgrund der Liberalisierungs­
diskussion vermehrt zu Streiks in den 
importkonkurrierenden Sektoren ge­
kommen, während sich , wie von der 
Theorie vorhergesagt, Arbeitnehmer 
im Exportsektor von diesen Reform­
debatten nicht zum Streiken verleiten 
ließen. Gleichzeitig ist festzustellen, 
dass über eine Erhöhung des 
Streikniveaus in Lateinamerika allge­
mein die Gewerkschaften das Ausmaß 
der Liberalisierung zähmen konnten, 
ein Erfolg, der sich vielleicht länger­
fristig eher als Pyrrhus-Sieg entpuppt. 

Globalisierungskritiker haben ver­
schiedentlich darauf hingewiesen, 
dass auch die Art und Weise der Öff­
nung eine Rolle spielt. Während ihrer 
Ansicht nach eine Handelsliberalisie­
rung unbedenklich ist, erwarten sie 
von einem Abbau der Kapitalkontrol­
len und einer Öffnung des Finanz­
markts eher eine destabilisierende 

8 Margit Bussmann, Gerald Schneider und Nina Wiesehomeier: Foreign Economic Liberalization 
amI Peace: The Case of Subsahat'an Africa, Europcanjonrnal oi International Relations 4/2005 , 
S.551-579. 



Wirkung. Wir haben auch untersucht, 
ob es solche Unterschiede entlang di­
verser Globalisierungsdimensionen 
gibt. Allerdings blieb das Ergebnis ne­
gativ, was aber auch auf die Datenpro­
bleme zurückzuführen sein könnte, 
die sich ländervergleichenden Studien 
stellen. So mangelt es an Daten, mit 
denen sich das Ausmaß der Öffnung 
des Finanzmarkts in einer Vielzahl 
von Volkswirtschaften präzise erfas­
sen ließe. Auch zu den Wirkungen der 
IWF-Maßnahmen konnten wir keine 
eindeutigen Ergebnisse erzielen. 
Gleichzeitig mussten wir aber feststel­
len, dass die Datenbasis über die Re­
formen, die der Währungsfonds initi­
iert hat, so dürftig ist, dass auch der 
IWF kaum etwas Systematisches zu 
den politischen Effekten seiner Pro­
gramme sagen kann. 

Wie weiter mit der Globalisierung? 
Unbestreitbar kann der ökonomischen 
Globalisierung eine friedenspolitische 
Funktion zukommen. Die Friedens­
hoffnung, die der Liberalismus seit 
Generationen mit der weltwirtschaft­
lichen Integration verknüpft, ist nach 
dem derzeitigen Wissensstand sicher 
nicht unbegründet. Doch die Umset­
zung der Formel "Frieden durch Frei­
handel" ist an Voraussetzungen ge­
knüpft. Zentral ist die Anforderung, 
dass die Gewinner der außenwirt­
schaftlichen Öffnung die Verlierer an­
gemessen entschädigen. Eine solche 
Umverteilung ist, sofern sie nicht ad 
nauseam wie bei der deutschen Stein­
kohle erfolgt, durchaus im Interesse 
der allgemeinen Wohlfahrt. Sie unter­
bindet ja, dass sich die Verlierer gegen 
die Öffnung stemmen, eine Revolte, 
die deutlich mehl' kostet, als die Glo­
balisierung insgesamt einträgt. 

Wie verhängnisvoll eine Reform ist, 
die zuungunsten der wirtschaftlich 
schwächeren Bevölkerungsgruppe ver­
läuft, zeigt das Beispiel der Elfenbein­
küste. So hat einer der besten Kenner 
des westafrikanischen Landes, der Öko­
nom Jean-Paul Azam, wiederholt dar­
aufhingewiesen,9 dass die wirtschaftli­
chen Reformen die indirekte Subventi­
onierung des wirtschaftlich schwachen 
Nordens des Landes unterbanden. 
Wenig überraschend revoltierte diesel' 
Landesteil und führte das Land, das 
lange als sehr stabil galt, an den Rand 
des Abgrunds. Das Problem der Refor­
men, die in wenig entwickelten Staaten 
unternommen werden, besteht nach 
Azam in der mangelnden Verpflicht­
barkeit der Regierungen auf ihre Ver­
sprechen. So gibt es keine Institutionen, 
die Politiker für den Vertrauensbruch 
gegenüber ihrer Klientel bestrafen. 

Die Entwicklungspolitik wäre gut 
beraten, wenn sie sich den Problemen 
stellte, die die Globalisierung in den 
Entwicklungsländern provoziert. Ins­
gesamt ist der Prozess der außenwirt­
schaftlichen Öffnung ein Segen, auch 
wenn er natürlich im entwickelten 
Norden für viele, wenn nicht die meis­
ten Arbeitnehmer mit dem Abbau von 
Privilegien verbunden ist. Aber ent­
scheidend ist, wie die Politik den Weg 
hin zu einer Öffnung der Märkte ge­
staltet. Gerade hier scheinen die Ent­
scheidungsträger wenig gelernt zu 
haben. Bezüglich der Globalisierung 
antworten sie immer noch dichotom 
mitJa oder Nein. Dabei käme es darauf 
an, diesen unausweichlichen Prozess 
so zu gestalten, dass die Verlierer oder 
Gewinner nicht zu den Waffen greifen, 
um die außenwirtschaftliche Öffnung 
zu torpedieren oder zum Schaden der 
anderen Gruppe zu beschleunigen. 

9 Jean-Pau! Azam: The Redistributive State and Conflicts in Africa,joumal 01 Pet/ce Research 
4/ 2001, S. 429-444; ders. und Alice Mesnard: Civil War and the Socia! Contract, Public Choice 
3/ 2003, S. 455- 475. 

Die Formel 
"Frieden durch 
(wirtschaftliche) 
Freiheit" ist an 
Voraussetzungen 
geknüpft: So 
müssen die 
Verlierer der 
Globalisierung 
angemessen 
entschädigt 
werden . 
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